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„Deutsche Sonderwege". Anmerkungen zur aktuellen 
Diskussion über das deutsche historisch-politische 
Selbstverständnis 

Vom „deutschen Sonderweg" wird in sehr unterschiedlichen Zusammenhän­
gen gehandelt, so daß es naheliegt, von „deutschen Sonderwegen" zu spre­
chen. Bei aller Verschiedenheit der inhaltlichen Ausfüllung des Begriffs 
„Sonderweg" ist jedoch festzustellen, daß er zum einen auf deutsche Spezifika 
abhebt, zum anderen meist Entwicklungen meint, d.h. auf bestimmte histori­
sche Tatbestände und Zusammenhänge bezogen ist und diese mit der Gegen­
wart in Beziehung setzt. Die Diskussion über den „deutschen Sonderweg" 
bzw. „deutsche Sonderwege" ist dementsprechend mit der Diskussion über 
deutsche Identität heute verwoben. 

Der Begriff „Sonderweg" differiert gegenwärtig in vielen Hinsichten: 

1. Teilweise wird er eher aspektbezogen verwandt, teilweise meint er die 
gesamte neuere deutsche Nationalgeschichte. 

2. Teils setzt er einen„Normalweg" voraus, teils meint er nur ein relatives 
Abweichen von anderen europäischen Ländern, meist ist er axiomatisch 
gesetzt, selten das Ergebnis eines methodisch reflektiert durchgeführten 
Vergleichs. 

3. Überwiegend kennzeichnet er ein Abweichen von den westeuropäischen 
Nationen, insbesondere von Frankreich und England, teilweise ein Abwei­
chen vom Westen und vom Osten und ist dann mit dem Begriff der 
Mittellage verbunden; aus universalgeschichtlicher Perspektive schwächt 
sich freilich seine Unterschiedlichkeit vom übrigen Europa, vor allem von 
Westeuropa ab. 

4. Einerseits hebt er auf die außenpolitische Rolle der Deutschen, anderer­
seits auf die innere politisch-soziale Entwicklung oder Eigentümlichkeiten 
der deutschen politischen Kultur ab, teilweise auf eine Kombination beider 
Aspekte. 

5. Die Referenzepochen in der Geschichte differieren: teilweise wird die 
gesamte neuere deutsche Geschichte angesprochen, häufig steht das 
Kaiserreich im Mittelpunkt, meist aber ist die NS-Zeit zentral und inner­
halb dieser der Holocaust. 
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6. Es herrscht eine kritische Sicht des Sonderwegs vor, doch stehen daneben 
auch positive Wertungen; eine kritische Sicht der Vergangenheit verbindet 
sich häufig mit einem positiven Auftrag für Gegenwart und Zukunft. 

Über die besondere deutsche Entwicklung wird seitdem 19. Jh. diskutiert.1 

Hier geht es um die aktuelle Diskussion, die mit der jüngeren historiographischen 
Diskussion in Beziehung gesetzt werden soll. 

Es sollen dabei drei Komplexe angesprochen werden: 
1. die Beurteilung von Nation und Nationalstaat, 
2. die Frage deutscher Verantwortung in der internationalen Politik, insbe­

sondere der Beteiligung an militärischen Aktionen (über den Verteidi­
gungsfall hinaus), 

3. das politisch-kulturelle Verhältnis zum Westen. 

I 

Offensichtlich macht ein Kernproblem der Deutschen heute die Beurteüung 
von Nation und Nationalstaat und das damit zusammenhängende Problem des 
Nationalismus aus: welche Bedeutung sollen Nation und Nationalstaat im 
deutschen politischen Bewußtsein haben, und wie ist deren Identität zu 
bestimmen, wie die Gefahr des Nationalismus zu bannen? 

Die Frage erhält ihre Relevanz auf dem Hintergrund der Katastrophen des 
20. Jhs., des Ersten Weltkrieges, der NS-Zeit, des Zweiten Weltkrieges, der im 
deutschen Namen verübten Verbrechen, der deutschen Teilung in der Nach­
kriegszeit. Alle diese Ereignisreihen werden mit dem deutschen Nationalis­
mus in Verbindung gebracht, der zugleich mit den besonderen Schwierigkei­
ten der Nations- und Nationalstaatsbildung zusammengesehen wird. 

Unbestreitbar ist damit ein zentraler Problemkomplex der neueren deut­
schen Geschichte angesprochen. In Deutschland lief der Prozeß der Nations­
und Nationalstaatsbildung gegenüber Frankreich und England „verspätet" ab, 
wofür die Geschichte des Heüigen Römischen Reiches und die moderne 
Staatsbildung auf der Ebene der Territorien sowie bestimmte Ereignisreihen 
wie der Dreißigjährige Krieg und die daraus resultierenden politischen und 
ökonomischen Folgen verantwortlich gemacht werden.2 Während Frankreich 
und England Industrialisierung, gesellschaftliche und politische Modernisie­
rung auf der Basis eines gesicherten nationalstaatlichen Rahmens vollziehen 
konnten, fielen in Deutschland angesichts der „deutschen Verspätung" die 
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Nationalstaatsbildung, die Industrialisierung und die soziale Frage, der Prozeß 
wachsenden politischen Partizipationsbestrebens der Gesellschaft, insbeson­
dere des Bürgertums und die Frage einer zeitgemäßen Verfassungsordnung 
zusammen und führten zu sehr spezifischen Konfliktfigurationen, in denen 
sich die nationale Frage und andere Fragen amalgamierten.3 

Mit diesem Grundtatbestand hängt es zusammen, daß sich ein demokrati­
sches Nationalbewußtsein in der deutschen Gesellschaft vor 1914 nur unvoll­
kommen, etwa in Teilen des Linksliberalismus und der Sozialdemokratie, 
entwickeln konnte, und daß der Nationalismus sich im Kaiserreich mit 
konservativen Interessen auflud und gegen die Demokratisierung gewendet 
wurde.4 Zugleich manifestierte dieser sich in einer imperialistischen, zur 
deutschen Isolierung („Einkreisung") führenden Außenpolitik, die im Juli 
1914 in den Krieg mündete. Die Nichtanerkennung der Niederlage und der 
Friedensbestimmungen 1919, verbunden mit beträchtlichen politisch-gesell­
schaftlichen Problemen der Ersten Republik, die von Anfang an um ihre 
Respektierung rechts wie links kämpfen mußte, stimulierten einen neuen 
extremen Nationalismus, der mit der NS-Machtübernahme für die deutsche 
Politik maßgeblich wurde.5 Die NS-Politik blieb nicht bei einer Revision des 
Versailler Systems stehen, sondern versuchte im Zweiten Weltkrieg eine 
deutsche Hegemonialstellung auf rassistischer Grundlage in Europa zu errich­
ten, ein Versuch, der mit beispiellosen Verbrechen verbunden war. 

Die deutsche Teilung war sowohl Folge des vom nationalsozialistischen 
Deutschland herbeigeführten Krieges als auch Resultat des sich daraus 
entwickelnden, ideologisch fundierten Ost-West-Konfliktes; der deutsche 
Nationalstaat schien an sein Ende gekommen zu sein. War auch die Wieder­
herstellung der deutschen Einheit für große Teile der Deutschen in Ost und 
West in der Nachkriegszeit eine Selbstverständlichkeit, so begannen sich doch 
die Deutschen seit den sechziger Jahren mit der Zweistaatlichkeit zu arrangie­
ren. In der Bundesrepublik, weniger in der DDR, setzte sich - insbesondere in 
Teilen von Wissenschaft und Publizistik - die Meinung mehr oder weniger 
durch, der Nationalstaat sei angesichts zunehmender politisch-ökonomischer 
Interdependenzen und transnationaler Prozesse obsolet; besonders die Deut­
schen, derenNationalstaatnurein dreiviertel Jahrhundert existiert habe, hätten 
eine postnationale politische Identität (für die DDR wurde implizit etwas 
Analoges unterstellt), auszubilden, die ihren Ausdruck in einem Verfassungs­
patriotismus finden sollte, ein Gedanke, der formal in dem Bemühen der SED-
Führung um eine sozialistische Nation eine gewisse Entsprechung hatte.6 

Die Umwälzung 1989/90hat Deutschland und Europa grundlegend verän­
dert: die Deutschen leben seitdem wieder in einem Nationalstaat, der freilich 
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Teil der Europäischen Gemeinschaft ist, deren Weiterbildung zur Europäi­
schen Union im Vertrag von Maastricht durch die neue Konstellation, die 
deutsche Vereinigung und die Notwendigkeit, das größere Deutschland 
international einzubinden, mit stimuliert wurde. In Osteuropa, insbesondere 
auf dem Balkan und in den Nachfolgestaaten der früheren Sowjetunion, 
teilweise aber auch in Westeuropa, erleben wir derzeit eine Re vitalisierung des 
Nationalismus.7 Auch in Deutschland sind Tendenzen zu einer Stärkung des 
Rechtsextremismus und zur Herausbildung einer neuen Rechten nicht zu 
übersehen. Zugleich aber scheinen die Probleme der deutschen Vereinigung 
die Stärkung des Bewußtseins nationaler Solidarität zu verlangen. 

Dies alles bildet den Hintergrund der gegenwärtigen deutschen Debatte 
über Nation und Nationalismus, die auf Tatbestände der besonderen deutschen 
Geschichte und Gegenwart rekurriert und in ihrer spezifischen Ausformung 
Besonderheiten aufweist, wenn man so will, den „deutschen Sonderweg" 
fortzusetzen scheint. 

Folgende Positionen lassen sich - ideal typisch - unterscheiden: 

1. Der Nationalstaat ist anachronistisch, der Nationalismus gefährlich, es gilt 
beide zu überwinden. Die Deutschen sollen sich - besonders angesichts 
ihrer in der Katastrophe des Dritten Reiches gipfelnden Nationalgeschichte 
- als Europäer definieren und teils mit Europa, teils mit den Regionen 
identifizieren, in denen sie leben.8 

2. Die Deutschen sollen endüch ein „normales Verhältnis" zu Nation und 
Geschichte gewinnen. Der Nationalstaat ist keineswegs per se überholt, 
sondern stellt auch im ausgehenden 20. Jh. die normale staatliche Struktur 
in der internationalen Staatenwelt dar.9 Die Deutschen müssen lernen, ihre 
Interessen wieder zu definieren.10 

3. Die Deutschen leben wieder in einem Nationalstaat, der Teil der Europäi­
schen Union ist. Sie können sich nicht einfach aus ihrer Geschichte 
verabschieden, sondern haben, im Bewußtsein einer problematischen 
Geschichte, Nation und demokratisches Bewußtsein in einen festen Zu­
sammenhang zu bringen.11 

Die in Teilen der westdeutschen Publizistik, Wissenschaft und Politik 
verbreitete erstgenannte Position ist im europäischen Kontext eher singular; 
man mag sie als „postnationalen Sonderweg" bezeichnen.12 Zwar hat Maas­
tricht in zahlreichen westeuropäischen Ländern Debatten ausgelöst, doch 
werden Europabewußtsein und Nationalbewußtsein in den großen europäi-

17 



Bernd Faulenbach 

sehen Ländern durchweg nicht als einander ausschließend betrachtet; die 
Substitution des Nationalbewußtseins durch Europabewußtsein erscheint hier 
undenkbar. Der französische Publizist Daniel Vernet hat gemeint, der Natio­
nalstaat könne nur überwunden werden, wenn er zuvor angenommen worden 
sei, was von den Deutschen noch zu leisten sei.13 In der beschriebenen 
deutschen Tendenz mag man eine Fortsetzung des besonderen deutschen 
Weges sehen, der nicht zur Herausbildung eines selbstverständlichen Natio­
nalbewußtseins geführt hat. 

Doch auch die anderen beiden Positionen heben auf die spezifische 
deutsche Geschichte ab. Dies gilt zum Teil auch für die Position, die ange­
strengt nach „Normalität" strebt, die, soweit sie nicht für die Vergangenheit die 
deutsche Besonderheit leugnet, gerade in dem Willen der bewußten Überwin­
dung der Besonderheit dieser dialektisch verbunden bleibt.14 

Unverkennbar bleibt die besondere deutsche Geschichte - verbunden mit 
differierenden Zeitdiagnosen - mehrdeutig; sie läßt unterschiedliche politi­
sche Optionen zu. Offensichtlich ist, daß den Problemen der jüngeren deut­
schen Geschichte nicht einfach zu entrinnen ist. 

Vieles spricht aus unserer Sicht für eine Position, die sich zur deutschen 
Geschichte und ihrer Problematik bekennt und von hierher ein Selbstverständ­
nis entwickelt, das das Wissen um diese Geschichte mit einem den Menschen-
und Bürgerrechten verpflichteten demokratischen Bewußtsein und dem Wil­
len zur europäischen Kooperation verbindet. In ihm wäre die Dialektik von 
Normalität und Besonderheit aufgehoben. 

Allerdings stellt sich die Frage nach dem Nationsbegriff, an dem sich die 
deutsche Gesellschaft künftig zu orientieren hat. Traditionell ist in Deutsch­
land wie in Osteuropa ein Nationsbegriff vorherrschend, für den Sprache, 
Kultur, „Blut" - d.h. „objektive" Merkmale - zentral sind, während in 
Westeuropa, insbesondere in Frankreich, Nation als „subjektive" Willens­
gemeinschaft definiert wird.15 Gerade im Hinblick auf den europäischen 
Zusammenhang ist zu fragen, ob die Zurückdrängung des traditionellen, im 
Staatsbürgerrecht noch heute unmittelbar manifesten deutschen Nations-
begriffs zugunsten des westeuropäischen, zur Demokratie hin offeneren 
Nationsbegriffs nicht anzustreben ist, für den der Wille der Zugehörigkeit zur 
Nation konstitutiv ist.16 

Die emotionalen Blockaden der Asyldebatte, die in ihren spezifischen 
Formen in den anderen europäischen Ländern ohne Parallele war, hingen u.a. 
auch damit zusammen, daß die eine Seite die Nation als Abstammungs­
gemeinschaft verteidigte, während die andere auf dem Hintergrund der 
Geschichte dazu tendierte, den Begriff der deutschen Nation überhaupt zu 
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negieren. Ein demokratischer Nationsbegriff könnte diese Blockaden auflö­
sen und den Weg für eine realistische Einwanderungspolitik freimachen, die 
freilich an der Festlegung von Kriterien und Quoten der Einwanderung nicht 
vorbeikäme. Die Behandlung der Asylfrage läßt erkennen, daß Versuche der 
Verarbeitung der Vergangenheit zu spezifischen Problemwahrnehmungen 
fiihren können. 

II 

Ein zweiter Diskussionszusammenhang, in dem der Begriff „deutscher Sonder­
weg" gegenwärtig inflationär gebraucht wird, kreist um die Frage nach der 
deutschen Verantwortung in der internationalen Politik im allgemeinen und 
der Beteiligung deutscher Soldaten an internationalen Militäraktionen der 
UNO bzw. im Auftrag der UNO im besonderen. Auch in diesem Kontext spielt 
die besondere deutsche Geschichte wiederum eine beträchtliche Rolle. 

Das Scheitern der 48er Revolution und Bismarcks Reichsgründung waren 
wesentliche Voraussetzungen für die Herausbildung eines spezifischen Be­
griffs der „Realpolitik" in Deutschland.17 Bismarcks Satz vor der Budget-
Kommission des Preußischen Abgeordnetenhauses, daß „die großen Fragen 
der Zeit nicht durch Reden und Majoritätsbeschlüsse, sondern durch Eisen und 
Blut entschieden" würden, ist unzählige Male seit der Reichsgründung in 
Deutschland zitiert worden.18 Es entwickelte sich geradezu ein - von Treitschke 
und anderen autoritativ formulierter - Politik-Begriff, der um den Begriff der 
Macht kreiste. Zahlreiche Historiker und andere Gelehrte sahen ihre Aufgabe 
darin, den Deutschen die Einsicht in die Machtrealitäten zu vermitteln, 
Machtbewußtsein zu fördern und die Orientierung am Primat der Außenpoli­
tik durchzusetzen.19 Diesem Politik-Begriff inhärent war seine Bezogenheit 
auf die deutsche Nation und ihren Selbstbehauptungswillen in der Welt, mit 
ihm verbunden war eine spezifische Verachtung des Völkerrechts und aller 
Versuche, supranationale Strukturen zu schaffen, eine Tendenz, die von 
vornherein der Idee eines Völkerbundes skeptisch gegenüberstand. Allerdings 
hat die bürgerliche und sozialdemokratische Linke sich für die Ideen von 
Völkerrecht und Völkerbund, der auch die Vorstellung einer internationalen 
Ordnungsmacht einschloß, eingesetzt, ein Tatbestand, der eine gegenüber der 
gegenwärtigen Diskussion in gewisser Weise umgekehrte Frontstellung von 
links und rechts erkennen läßt. 

Die dominante Linie deutscher Außenpohtik seit dem Kaiserreich war -
nur partiell modifiziert in der Außenpohtik der Weimarer Republik - die eines 
deutschen Weges der machtpoütischen Behauptung gegenüber dem Osten 
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und Westen, eine Politik, die nach 1933 zunehmend den Weimarer Revisio­
nismus, der die Bestimmungen des Versailler Friedens zu überwinden suchte, 
transzendierte und auf die Errichtung einer Hegemonialstellung über Europa 
hinauslief.20 Die Eroberungs- und Vernichtungspolitk des NS im Zweiten 
Weltkrieg läßt sich als extreme Übersteigerung bestimmter deutscher außen­
politischer Traditionen interpretieren. 

Die deutsche Teilung und die Integration der beiden deutschen Staaten in 
die Bündnissysteme der Nachkriegszeit hatten den Verlust einer autonomen 
deutschen Außenpolitik zur Konsequenz. Die DDR-Außenpolitik blieb über 
weite Strecken - möglicherweise geringfügig abgeschwächt seit den ausge­
henden siebziger Jahren-eine Funktion sowjetischer Politik. Zwar erweiterte 
sich der Spielraum der bundesdeutschen Außenpolitik im Laufe der Zeit, 
insbesondere seit der neuen Ostpolitik der sozialliberalen Koalition; doch lag 
eine selbständige Machtpolitik ebenso jenseits ihres Horizontes wie die 
Beteiligung an militärischen Aktionen außerhalb des Bündnisbereiches. 

Die Umwälzung 1989-91 hat die weltpolitische Konstellation und die 
deutsche Rolle in dieser grundlegend verändert. Im Hinblick auf die deutsche 
Außenpolitik ergeben sich unter Rekurs auf die deutsche Vergangenheit 
verschiedene Positionen, die idealtypisch wie folgt gekennzeichnet werden 
können: 
1. Auf Grund ihrer besonderen Geschichte, namentlich der Macht- und 

Eroberungspolitik NS-Deutschlands im Zweiten Weltkrieg, darf Deutsch­
land sich aus moralischen wie politischen Gründen an Militäraktionen 
nicht beteiligen, soweit es sich nicht um den Verteidigungsfall handelt.21 

2. Deutschland hat sich wie ein „normaler Staat" zu verhalten, was ange­
sichts seiner militärischen und politischen Potenz die Wahrnehmung eines 
höheren Maßes an internationaler Verantwortung einschließt als bei der 
alten Bundesrepublik, für die andere handelten.22 Die Vergangenheit darf 
die Deutschen heute an dieser Aufgabe nicht hindern; sie müssen ein 
realistisches Verhältnis zur Machtpolitik zurückgewinnen, die „Macht­
vergessenheit" überwinden.23 

3. Die Deutschen haben angesichts ihrer Geschichte, zu der der Juden-
Genozid gehört, eine besondere Verantwortung, zur Durchsetzung von 
Menschen- und Bürgerrechten universal beizutragen, was eine Beteili­
gung an entsprechenden UN-Aktionen zur Schaffung von Frieden und zur 
Verhinderung von Völkermord als zwingend erscheinen läßt.24 

So unterschiedlich die Schlußfolgerungen auch sind, so herrscht im 
allgemeinen die negative Charakterisierung des „deutschen Sonderwegs" vor. 
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Seinen Höhepunkt hat dieser aus vorherrschender Sicht in der NS-Gewalt-
politik gefunden, innerhalb derer freilich unterschiedliche Aspekte - teils die 
Eroberungspolitik, teils der Juden-Genozid - in den Vordergrund gerückt 
werden. Aus ihr gefolgert wird eine besondere Verpflichtung - und sei es zum 
Nichtstun - für die deutsche Politik, die auch die Variante umfaßt, bewußt 
„normal" zu handeln, was so viel heißt wie in Analogie zu England und 
Frankreich zu handeln. 

Aus der Annahme einer negativen Besonderheit wird vielfach ein spezifi­
scher positiver Auftrag, eine besondere Verpflichtung gefolgert, was so weit 
gehen kann, daß aus der negativen Besonderheit ein positiver neuer „Sonder­
weg" für die Deutschen abgeleitet wird, der freilich auf Kritik ausländischer 
Beurteiler stößt. Vereinzelt wird die deutsche Geschichte sogar wieder in 
hellerem Licht gesehen und von hierher ein besonderer positiver deutscher 
Auftrag formuliert, wie Alfred Mechtersheimers Buch, JFriedensmachtDeutsch-
land" zeigt.25 Mechtersheimer nimmt eine „relativ kriegsfreie Geschichte der 
Deutschen" an, ein historischer Besitzstand", der auch „durch deutsche 
Mitschuld am Ersten und Schuld am Zweiten Weltkrieg nicht zerstört" worden 
sei. In der deutschen Öffentlichkeit gebe es eine „konstante und ausgeprägte 
Abneigung gegen die kriegerische Lösung von Konflikten wie in keinem 
anderen Land". Mechtersheimer proklamiert deshalb ein nationales Selbstver­
ständnis, das Deutschland bewußt als „Friedensmacht" begreift. Er wül 
Patriotismus und Friedenspolitik amalgamieren. Deutschland hat aus seiner 
Sicht gute Voraussetzungen dafür, zu einer „moralischen Großmacht" zu 
werden.26 

Zu Positionen wie der Mechtersheimers hat Luigi Vittorio Ferraris kritisch 
angemerkt, es gehe heute in Europa um die Bereitschaft, „kollektive Entschei­
dungen [der UNI mitzutragen" und sich nicht hinter Moral oder Behutsamkeit 
zu verstecken: „Deutschland droht heute der Versuchung einer moralisieren­
den Rolle zu erliegen"; es erhebe den Anspruch, belehren zu wollen, es erhebe 
Vorwürfe gegenüber denjenigen, „die nicht dieselben, angeblich moralischen 
Maßstäbe anwenden".27 

Der Versuch, aus der nationalen Geschichte etwas Bestimmtes lernen zu 
wollen, wird tatsächlich da problematisch, wo nicht nur Schlußfolgerungen 
für die deutsche Politik, sondern auch Anforderungen im Hinblick auf die 
Politik der anderen erhoben werden und darin ein Überlegenheitsbewußtsein 
seinen Ausdruck findet. 

Auf der anderen Seite aber wird man fragen können, ob die Deutschen in 
jeder Hinsicht die französischen und engüschen Maßstäbe-etwa eine gewisse 
Unbedenkhchkeit gegenüber mihtärischen Interventionen in der internationa-
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len Politik, die man u.a. als Folge der Kolonialpolitik sehen mag - übernehmen 
müssen. Peter Glotz, ansonsten stets für eine Orientierung an Westeuropa 
plädierend, hat kritisch angemerkt: Während vor und nach dem Ersten 
Weltkrieg der Gegensatz deutscher Kultur gegenüber westlicher Zivilisation 
scharf betont worden sei, gebe es nun manche Deutsche, die gleichsam 
politisch Franzosen oder Engländer sein wollten; der Begriff „Sonderweg" sei 
damit lediglich „umgekehrt" worden.28 Allerdings stellt sich angesichts der 
unterschiedlichen Einschätzungen die Frage, wie eine gemeinsame Außenpo­
litik der Europäischen Union möglich sein soll, wenn in wichtigen Grundfra­
gen die politisch-kulturellen Überzeugungen auseinandergehen. Eine deut­
sche Isolierung könnte tatsächlich die Folge sein. Ferraris hat formuliert: 
„Wenn sie [die Deutschen] als normale Europäer gelten wollen, müssen sie 
sich auch als solche benehmen."29 

III 

Kaum diskutiert wird gegenwärtig die Frage eines besonderen deutschen 
Weges der politisch-sozialen Entwicklung, die lange Zeit die westdeutsche 
Diskussion bestimmt hat. Wohl aber wird erneut das mit dieser Frage 
verknüpfte Verhältnis zur westlichen politischen Kultur erörtert, womit ein 
altes Thema wieder aufgegriffen wird.30 

Seit dem frühen 19. Jh. überlagern sich in der deutschen Diskussion Fragen 
der politischen und sozialen Modernisierung mit Fragen des deutschen 
Selbstverständnisses und des Verhältnisses der Deutschen zur politsch-kultu-
rellen Entwicklung des Westens. Neben dem bei Liberalen und Demokraten 
verbreiteten Wunsch, die deutsche Rückständigkeit gegenüber dem Westen 
aufzuholen, trat zunehmend ein von konservativen politisch-gesellschaftli­
chen Interessen mitbestimmter Unterscheidungswunsch gegenüber dem 
Westen, der sich seit den siebziger Jahren des 19. Jhs. zur Vorstellung einer 
besonderen politisch-sozialen und kulturellen Entwicklung verdichtete. In 
Teilen der deutschen Öffentlichkeit, in Wissenschaft und Publizistik artiku­
lierten sich Stimmen, die die Verfassungsstrukturen des Kaiserreiches als 
spezifisch deutsche, den westlichen im Hinblick auf die Bewältigung des 
sozialen Wandels überlegene Ordnung interpretierten und die herausragende 
Bedeutung der deutschen Kultur hervorhoben - Anschauungen, die in den 
„Ideen von 1914" gipfelten und modifiziert im antidemokratischen Denken 
der Weimarer Zeit weiterlebten.31 Sie trugen entscheidend zur Destruktion der 
ersten deutschen Republik, die als Import aus Westeuropa attackiert wurde, 
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bei und bereiteten das Dritte Reich intellektuell vor.32 Tatsächlich hat sich das 
Dritte Reich als Fortführung, Steigerung und Vollendung des besonderen 
deutschen Weges dargestellt; allerdings bewegte sich auch die Opposition des 
20. Juli teilweise in diesen spezifischen deutschen Denktraditionen.33 

Die beispiellose Katastrophe, in der dieser deutsche Weg endete, schwäch­
te die Idee eines positiven besonderen deutschen Weges nachhaltig. Während 
in der von der Sowjetunion geprägten DDR im Zeichen des Ost-West-
Konfliktes antiwestliche Orientierungen der vorhergehenden Zeit teilweise 
bewußt weitergepflegt wurden, öffnete sich Westdeutschland zunehmend der 
westlichen politischen Kultur, was man mit Jürgen Habermas als die Leistung 
der politisch-kulturellen „Klasse" der Bundesrepublik in der Nachkriegszeit 
bezeichnen mag.34 Dazu gehörte nicht nur die Hinwendung zur politischen 
Philosophie der Aufklärung und die Absage an Denktraditionen des Irrationa­
lismus, sondern auch die Durchsetzung der Weitorientierungen und Konflikt­
formen einer „bürgerlichen Gesellschaft", nicht zuletzt die Bejahung des 
parlamentarischen Systems. Verbunden damit war eine überaus kritische 
Sicht des deutschen „Sonderwegs" in der Vergangenheit, wobei nicht selten 
das bisherige Bild mehr oder weniger beibehalten, nun aber negativ gewertet 
wurde. 

Hatte es schon in der frühen Nachkriegszeit in West- und Ost-Deutschland 
eine breite Diskussion über den deutschen pohtisch-kulturellen Irrweg gege­
ben, so trat in den späten sechziger und in den siebziger Jahren in Wissenschaft 
und Publizistik der Bundesrepublik eine Denkrichtung in den Vordergrund, 
die auf der Basis von Modernisierungstheorien, die am westlichen Entwick­
lungsmodell orientiert waren, zu einer sehr kritischen Einschätzung der 
politisch-sozialen Entwicklung Deutschlands seit dem 19. Jh. gelangten.35 Die 
deutsche Entwicklung war demnach u.a. durch das Ausbleiben einer erfolgrei­
chen bürgerlichen Revolution und eine dadurch verursachte partielle Moder­
nisierung charakterisiert, für die ökonomisch-technische Modernisierung bei 
gleichzeitigem Fortbestehen traditionaler politischer Strukturen und Wert­
orientierungen kennzeichnend war. Besonders beleuchtet wurde dabei die 
Bedeutung der traditionellen vormodernen Eliten vom Kaiserreich bis in die 
NS-Zeit hinein. Verbunden mit dieser kritischen Sicht, die ihrerseits eine 
Antikritik hervorrief, waren Reformprogramme, für die die - im einzelnen 
sehr unterschiedlich ausgeformte - Idee der Demokratisierung zentral war. 

Derpolitisch-gesellschaftliche Reformimpuls in der Bundesrepublik wäh­
rend der ausgehenden sechziger und frühen siebziger Jahre schwächte sich im 
Zeichen ökonomisch-ökologischer Krisen der Folgezeit rasch ab. Auch wurde 
die westliche, insbesondere auch die amerikanische Politik vielfach kritisch 
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gesehen, so daß Beobachter Tendenzen eines Antiamerikanismus glaubten 
konstatieren zu können. Auf wissenschaftlicher Ebene wurde von verschiede­
nen Seiten die Interpretation der neuesten deutschen Geschichte als eines 
„Sonderweges" der Kritik unterzogen, indem die dabei zugrundegelegte 
westliche Folie ebenso in Frage gestellt wurde, wie ein bestimmtes Bild der 
„bürgerlichen Revolution", das als verengt und partiell unhistorisch erwiesen 
wurde.36 Gleichwohl herrschte bis 1989 in den meinungsführenden Kreisen 
der westdeutschen Gesellschaft ein breiter Konsens vor, die Verwestlichung 
der politischen Kultur inklusive der Anerkennung ihrer intellektuellen Grund­
lagen als wesentlichen Fortschritt deutscher Geschichte zu betrachten. Zwar 
tauchten hier und da immer wieder Vorstellungen eines dritten Weges - etwa 
im Kontext der Friedensbewegung - auf, doch blieben diese Vorstellungen 
insgesamt gesehen marginal;37 auch eine neue Diskussion über Mitteleuropa 
blieb zunächst politisch noch folgenlos.38 

Seit 1989 wird dieser Konsens von mehreren Seiten in Frage gestellt, zum 
einen aus der ehemaligen DDR, zum anderen von Teilen der westdeutschen 
Publizistik. In der DDR waren nicht nur traditionale deutsche Mentalitäten und 
Orientierungen stärker bewahrt worden als in der offenen Gesellschaft West­
deutschlands, auch die Intellektuellen waren ungleich weniger mit dem 
westlichen Denken in Berührung gekommen.39 Auf diesem Hintergrund ist es 
verständlich, daß auch wesentliche Teile der Bürgerrechtsbewegung der 
Vorstellung eines „Dritten Weges", in dem man die Wiederkehr älterer 
deutscher Ideen eines „Dritten Weges" setzen mag, verhaftet blieben, eines 
Weges, für den freilich 1989/90jede Realisierungschance fehlte.40 Angesichts 
der Vereinigungskrise stößt heute die Ausbreitung westlicher politisch-kultu­
reller Handlungsmuster und Ideen in den neuen Bundesländern auf Wider­
stände, insbesondere auch bei Intellektuellen. Von hierher werden kritische 
Arüragen an die westliche politische Kultur gestellt, wobei freilich die 
alternativen Orientierungen eher schemenhaft bleiben. 

Kritik wird aber auch in der westdeutschen Publizistik geübt. Es wird 
gefragt, ob sich die deutsche politische Kultur nicht wieder stärker der 
existentiellen Dimension des Politischen öffnen müsse.41 Kritisch beleuchtet 
wird von einigen jüngeren Historikern und Publizisten um Rainer Zitelmann 
die Reeducation-Politik der Nachkriegszeit; sie lehnen eine Ideologisierung 
der Westbindung ab, die sie in der deutschen Gesellschaft glauben feststellen 
zu können.42 In diesem Kontext wird meist die kritische Sonderwegsthese 
verworfen, die neuere deutsche Geschichte nicht mehr von der NS-Zeit her 
gesehen, was freilich-wie im sog. „Historikerstreit''1986/87-auf Widerstän­
de stößt.43 
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Beide kritischen Sichtweisen der westlichen politischen Kultur leiden 
daran, daß alternative politisch-kulturelle Orientiemngsenfwürfe kaum sicht­
bar sind. Eine gewisse Rückwendung zu deutschen kulturellen Traditionen 
scheint sich hier und da anzudeuten, eine Tendenz, die u.a. auch dadurch 
gefördert wird, daß deutsche Denkströmungen - die durch ihre vermeintliche 
oder reale Nähe zum Dritten Reich und seinen Ideologemen als diskreditiert 
galten - nunmehr neues Interesse finden; erinnert sei nur an Nietzsche oder 
auch an Carl Schmitt, dessen Denken eine wachsende Attraktivität ausübt.44 

Botho Strauß und andere kritisieren Demokratie und Massengesellschaft in 
einem Duktus, der an den älteren deutschen Kulturpessimismus erinnert45 

Man wird diese Tendenz wohl nicht als symptomatisch für eine allgemeine 
Rückwendung zur Ideologie des deutschen Weges werten können; eine 
derartige Rückwendung wird in der meinungsführenden Öffentlichkeit nir­
gendwo offen propagiert.46 Die Diskussionen in Deutschland sind verwoben 
mit der internationalen Diskussion bzw. haben in nicht wenigen Ländern ihre 
Parallele; politisches Denken ist nur noch bedingt national gebunden. 

Die vielfache Betonung der deutschen Mittellage hat bislang keine erkenn­
baren politisch-kulturellen Folgen, da ein west-östliches Entwicklungsgefälle 
augenfällig ist und im Osten kaum intellektuell faszinierende auf den Westen 
ausstrahlende Tendenzen entstanden sind; hier scheint sich ein mühsames, 
von Regressionen bedrohtes Nachholen der westlichen Entwicklung anzu­
deuten; jedenfalls ist keine positive normgebende Perspektive sichtbar. Aller­
dings wächst in Teüen der deutschen Öffentlichkeit die Tendenz, deutsche 
Interessen gegenüber den westeuropäischen Partnern stärker zu akzentuieren 
und Vorbehalte gegenüber der europäischen Integration zu formulieren, was 
man als Indiz für eine partielle Rückwendung zum nationalstaatlichen Denken 
sehen mag, die freilich nicht gleichbedeutend mit einem politisch-kulturellen 
Sonderweg wäre. 

Insgesamt gesehen jedenfalls steht die westliche Prägung der politischen 
Kultur Deutschlands nicht zur Disposition, auch wenn deren Akzeptanz in den 
neuen Bundesländern aufgrund ökonomischer, sozialer und mentaler Proble­
me und der Nachwirkung marxistisch-leninistischer Denkmuster gegenwärtig 
noch fraglich erscheint und auch mit Rückkopplungen von Diskussionen und 
Stimmungen des Ostens auf den Westen zu rechnen ist. 

Über die politisch-kulturelle Entwicklung wird weniger in der intellektu­
ellen Diskussion entschieden als in realen politisch-gesellschaftlichen Prozes­
sen. Hier wird sich zeigen, inwieweit ein universalistischer Denkansatz, wie 
er von Karl-Otto Apel als Schlußfolgemng aus der problematischen jüngsten 
Geschichte gezogen wird, sich behaupten kann oder ob die von Hans Magnus 
Enzensberger jüngst formulierte Kritik an diesem Universalismus, die auf das 
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Vordringen perspektivloser Gewalt in der internationalen Politik wie in den 
westlichen Gesellschaften verweist, als politischer Maßstab Resonanz findet, 
- eine Kritik, in deren Konsequenz eine sehr skeptische Einschätzung der 
Zukunftsfähigkeit der deutschen zivilen Gesellschaft liegt.47 Offen ist auch, 
inwieweit es in welchen Fristen gelingt, die vereinigungsbedingten Probleme 
in Deutschland zu lösen. 

Resümierende Schlußbemerkungen 

Zur gegenwärtigen Diskussion über deutsche Sonderwege lassen sich einige 
Punkte festhalten: 
1. In den Diskussionen über die Neuorientierung deutscher Politik und das 

deutsche Selbstverständnis spielen Spezifika der deutschen Geschichte 
des 19. Jhs. eine wichtige Rolle. Die Diskussionen sind geradezu auf die 
deutsche Geschichte fixiert. Überwiegend herrscht dabei eine durch die 
NS-Zeit entscheidend geprägte kritische Sicht vor, doch sind daneben auch 
Tendenzen erkennbar, die diese Sicht zurückdrängen wollen zugunsten 
von Interpretationen, die die deutsche Entwicklung mehr oder weniger als 
Variante europäischer Normalität beschreiben oder gar deren Vorzüge 
hervorheben, mit der Gefahr, apologetischen Tendenzen Vorschub zu 
leisten. Diese Tendenzen sind nicht selten mit dem Willen verbunden, ein 
„normales Nationalbewußtsein" zu revitalisieren. 

2. Die kritische Sicht der deutschen Geschichte führt heute nicht mehr zu 
einheitlichen Schlußfolgerungen. Zwar wird von hierher durchweg eine 
besondere deutsche Verpflichtung postuliert, die jedoch unterschiedlich, 
nicht selten sogar gegensätzlich konkretisiert wird. In der Diskussion über 
die deutsche Haltung zum Golf-Krieg wurde mit Hinweis auf die beson­
dere deutsche Geschichte sowohl eine deutsche Nichtbeteiligung wie eine 
Unterstützung der Politik der Alliierten gerechtfertigt. Ahnliches wieder­
holte sich in den Debatten über Bosnien und Somalia. 

3. Auf der Basis der Anerkennung einer besonderen Problematik der jüng­
sten deutschen Geschichte ist deren Dialektik kaum zu entkommen: 
spezifische Haltungen werden von hierher ebenso begründet wie die 
Forderung nach bewußter „Normalität". Der erstgenannten Position ist die 
Gefahr inhärent, aus den einzigartigen Verbrechen ganz spezifische mora­
lische Folgerungen abzuleiten, die von ausländischen Beobachtern als 
„moralischer Triumphalismus" empfunden werden, während die zweite 
dazu tendiert, die aus der deutschen Geschichte resultierenden Belastun­
gen zu unterschätzen. 
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4. Die Tatsache, daß die Beschäftigung mit der besonderen deutschen 
Vergangenheit im Hinblick auf die Gegenwart keine eindeutige Weg­
weisung ergibt, macht deutlich, daß die Auseinandersetzung mit der 
Vergangenheit zwar zur Klärung von gegenwärtigen Positionen beitragen 
kann, eine Analyse der Spezifika der gegenwärtigen Konstellation jedoch 
nicht ersetzt. Zu dieser Analyse gehört freilich auch die Untersuchung der 
Wirkungsmächtigkeit der Erinnerung an vergangenes Geschehen im 
Bewußtsein der verschiedenen Nationen. 

5. Die aktuelle deutsche Diskussion weist - im internationalen Vergleich -
Besonderheiten auf. Ob deshalb freilich auch im Hinblick auf die Gegen­
wart von einem „deutschen Sonderweg" oder „deutschen Sonderwegen" 
gesprochen werden sollte, erscheint zumindest anfechtbar, zumal „Nor­
malität" sich immer nur relativ bzw. relational bestimmen läßt. Zwar gibt 
es manche deutsche Spezifika, doch sind daneben auch eine Vielzahl von 
politisch-kulturellen Analogien und Gemeinsamkeiten mit den europäi­
schen Nachbarn feststellbar, abgesehen davon, daß in Deutschland recht 
unterschiedliche Positionen und Orientierungen konkurrieren und die 
deutsche Diskussion - trotz mancher provinziell anmutender Züge - mit 
der internationalen Diskussion verschränkt ist, die vor allem eines deutlich 
macht: die Schwierigkeit, angesichts der veränderten Konstellation in 
Europa und in der Welt Frieden und Entwicklung ermöglichende politi­
sche Strategien zu finden. 
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